
Universitätsbibliothek Paderborn

Nordrhein-Westfalen-Programm 1975

Nordrhein-Westfalen / Landesregierung

Düsseldorf, 1970

9.54 Automatisierungsgerechte Vorschriften

urn:nbn:de:hbz:466:1-8442



■ 9.53

Datenverarbeitung als Führungshilfe

Völlig neue Möglichkeiten bietet die
integrierte Datenverarbeitung zur
Gewinnung von Planungs- und Ent¬
scheidungshilfen. Dieser Bereich
muß wesentlich stärker als bisher
beachtet und gefördert werden. Ein¬
mal gespeicherte Daten können in
kürzester Zeit nach vielen eingege¬
benen Kriterien in den verschieden¬
sten logischen Verknüpfungen wie¬
der ausgewertet werden. Die so ver¬
fügbaren Informationen sind mit her¬
kömmlichen Mitteln entweder nicht
oder nur mit unverhältnismäßigem
Zeit- und Arbeitsaufwand zu erhal¬
ten. Sie sind aber notwendig, um die
immer größer werdende Komplexität
der gesellschaftlichen Verhältnisse
durchsichtig zu machen, damit poli¬
tisch notwendige Maßnahmen des
Staates rechtzeitig erkannt, geplant
und schnell genug durchgeführt wer¬
den können. Beispiele sind Finanz-
und Strukturpolitik.

Zum Hilfsmittel der Finanzpolitik
muß die weitgehende Automatisie¬
rung des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens werden. Mit ihr
läßt sich ein exakter Überblick über
die Finanzlage des Landes und ihre
Entwicklungstendenzen allgemein
oder gezielt auf Spezialgebiete stets
zeitnah beschaffen. Finanzpolitische
Modellrechnungen mit verschieden¬
sten Annahmen werden ermöglicht.
Hilfsmittel der Wirtschafts- und Infra¬
strukturpolitik soll zunächst eine
Strukturdatenbank werden. Sie spei¬
chert nicht nur Einzeldaten, sondern
hält auch strukturrelevante Daten¬
gruppen bereit, ermöglicht deren ver¬
schiedenste Verknüpfungen und läßt
Entwicklungstendenzen sichtbar wer¬
den. Sie gestattet eine kontinuier¬
liche Raum- und Strukturbeobach¬
tung und bietet damit die wichtigste
Voraussetzung für die Strukturpoli¬
tik. Wenn Entwicklungstrends früh
erkennbar werden, können Struktur¬
verbesserungsmaßnahmen rechtzei¬
tig geplant und im Modell mit ange¬
nommenen und auf die Zukunft
hochgerechneten Daten durchge¬
spielt werden. Danach können die
wirksamsten und wirtschaftlichsten
Maßnahmen sicherer ausgewählt
und schneller eingeleitet werden.
Als Ansätze solcher Führungshilfen
sind bereits entwickelt:

• Übersicht über Zweckzuweisun¬
gen und unmittelbaren Einsatz
von Landesmitteln,

• erste Abfragemöglichkeit der
Datenbank für Strukturinformatio¬
nen.

Wichtige Voraussetzung für die Nut¬
zung der EDV als Planungs- und Ent¬
scheidungshilfe ist die möglichst in¬
tegrierte Automation von Vollzugs¬
aufgaben der Verwaltung in einigen
grundlegenden Sachbereichen. Ist
ein gewisser Mindestumfang an inte¬
grierter Datenverarbeitung erreicht,
lassen sich für viele Planungsaufga¬
ben die benötigten Ausgangsdaten
mit geringem Mehraufwand als Ab¬
fallprodukt des Verwaltungsvollzugs
gewinnen. Am deutlichsten ist das
bei der Automation des Einwohner¬
wesens zur Gewinnung der Einwoh¬
nergrunddaten nicht nur für Voll¬
zugsaufgaben, sondern auch für
Strukturplanung. Es gilt ebenso für
das Finanzwesen, das Bauwesen und
auf längere Sicht auch für das
Liegenschaftswesen.
Sowohl für die Integration der
Datenverarbeitung mit anderen Ver¬
waltungen wie für die Entwicklung
der EDV zum Führungsinstrument
für Parlament, Regierung und Ver¬
waltung ist die Entwicklung einer
einheitlichen Konzeption die ent¬
scheidende Voraussetzung. Die
Fachdatensammlungen — vor allem
im Geschäftsbereich des Finanz-
und Innenministeriums — müssen
weiter ausgebaut werden. Die Struk¬
turdatenbank muß auf Dauer zu
einer Datenbank für umfassende sta¬
tistische Informationen fortentwik-
kelt werden, die über die amtliche
Statistik hinausgeht. Entwicklungen
im Bund und andernorts lassen
die Notwendigkeit weiterer Daten¬
banken, etwa für juristische, politi¬
sche und Forschungsinformationen,
schon in absehbarer Zeit erkennen.
Entwicklungsarbeiten hierfür werden
noch im Programmzeitraum erfor¬
derlich.
Diese Datenbanken müssen als Ele¬
mente eines zu entwickelnden ein¬
heitlichen Landesinformationssy¬
stems aufeinander abgestimmt und
nutzbar gemacht werden. Das Infor¬
mationssystem soll Parlament,
Regierung und Verwaltung zur Ver¬
fügung stehen. Die Landesregierung
begrüßt Überlegungen zur Parla¬
mentsreform, die Zugangsregelun¬
gen für den Landtag einbeziehen.

Neben den Ressorts der Landesre¬
gierung sollen auch andere interes¬
sierte Stellen soweit wie möglich Zu¬
gang zum Landesinformationssystem
erhalten, vor allem auch die staat¬
liche Mittelinstanz. Der Datenfluß
von und zu den Gemeinden und Ge¬
meindeverbänden ist zu ermög¬
lichen.

Langfristiges Ziel
Entwicklung der integrierten
Datenverarbeitung zum Füh¬
rungsinstrument.

Maßnahmen bis 1975
Ausbau der Strukturdatenbank
und Entwicklung eines Lan¬
desinformationssystems.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 33 Mio DM.

■ 9.54
Automationsgerechte Vorschriften
Automatisierbar sind nur solche Ver¬
waltungsvorgänge, die sich auf ein
logisches System von Ja-Nein-Ent¬
scheidungen zurückführen lassen.
Die geltenden und zukünftigen Ge¬
setze und Richtlinien sind sorgfältig
darauf zu prüfen, wie weit ein Er¬
messensspielraum bei der Einzelfall¬
bearbeitung notwendig ist.
Es hat sich als besonders automa-
tionshemmend erwiesen, daß viele
gesetzliche und richtlinienmäßige
Festlegungen nicht auf die besonde¬
ren organisatorischen Notwendigkei¬
ten automatisierter Verfahren Rück¬
sicht nehmen, und zwar gerade auch
dort, wo kein Ermessensspielraum
besteht. Das betrifft vor allem Ver¬
fahrensregelungen. Zum Beispiel
sind die Vorschriften über die Zulas¬
sung und Registrierung von Kraft¬
fahrzeugen nach der Straßenver¬
kehrszulassungsordnung sowie über
die Kraftfahrzeugbesteuerung und
das Melderecht nicht aufeinander
abgestimmt, so daß die gerade bei
einer solchen Massenaufgabe drin¬
gend erforderliche integrierte Auto¬
mation behindert wird. Dabei sollten
die Bedürfnisse der kriminalpolizei¬
lichen Fahndung berücksichtigt wer¬
den und Verbindungen zu den eben¬
falls schon weitgehend automatisier¬
ten Verfahren der privaten Kraftfahr¬
zeugversicherungen ermöglicht wer¬
den.
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